
CDU-Informationsdienst 
Union in Deutschland 
Bonn, den 24. März 1994 

10/1994 

^SSeralsekretär Peter Hintze: 

SPD-Wahlprogramm 
schröpf t die Bürger 

JJei» am 18. März vorgestellten 
'Programm der SPD erklärte Gene- 

9sekretär Peter Hintze: 
Rudo|fep, stel|t ri,   .   rP,n8 hat heute ein Programm vorge- 
schü'   

as in Wahrheit ein großes politisches Täu- 
re'ch gS/nanöver ist- Im entscheidenden Finanzbe- 

at'sch   eS nur dürftige Aussagen, die sozialdemo- 
^leibe_ en Steuer- und Abgabenerhöhungspläne 
Üt)erschrm Dunkeln- In der Fra8e der Arbeitsplätze 
S'eliem i8t Sich die SPD mit Versprechungen, die 
tyas   . als einlösen kann. 
^D.p    Ur heute versprochene Konkretisierung des 
Aufyy     8ranims angeht: Nach dem monatelangen 

^ektaV i        vielen Konferenzen und öffentlichen 
an§elc(j ^!n War ein programmatisches Feuerwerk 
^as p        t- herausgekommen ist ein Knallfrosch. 
'COnkret8rainm enthält keine klaren Fakten, keine 

ersetze 
n/:Ussagen. mit denen man sich auseinan- 

E>r0rrijSs
n könnte. Statt dessen nur laue Formelkom- 

^ndeu   ' Wachsweiche Formulierungen, nebulöse 
gen — ein Programm wie Eierschaum. 
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S°" eine1onZierun8 der SPD-Strohfeuerprogramme 
^"^en H- prozentige Ergänzungsabgabe eingeführt 
^ Vol|'e '^,bereits den qualifizierten Facharbeiter 

r Wucht trifft. Im krassen Widerspruch zu 
(Fortsetzung auf Seite 2) 
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Pressestimmen 

Eine große Schlappe 
Wie konnte Scharping so dämlich sein, 
halb Deutschland zu Besserverdienen- 
den zu erklären? Sein Rückzieher heim 
Steuerprogramm markiert seine erste 
große Schlappe. Wer Bundeskanzler 
werden will, kann sich solche Knie- 
schüsse nicht öfter leisten. SAT 1 

Kräftig verrechnet 
Auf 30 Seiten hat die SPD aufgeschrie- 
ben, wie sie die Republik regieren will, 
falls der Wähler ihr am 16. Oktober die 
Mehrheit gibt. Kein Thema wurde aus- 
gelassen, keine Klientel vergessen. Und 
doch interessiert das Publikum vor 
allem eines: Wie teuer wird ein Kreuz 
für die Sozialdemokraten ? 
Parteichef Scharping mag ein Rechen- 
künstler sein. Damit hat er bei den Soli- 
darpakt- Verhandlungen schon den 
Kanzler beeindruckt. Doch wenn er 
jetzt einerseits der Regierung „Bilanz- 
fälschung" vorwirft und einen Kassen- 
sturz ankündigt, andererseits verspricht. 

(Fortsetzung von Seite 1) 
dieser Absicht steht das SPD-Verspre- 
chen, die Steuerbelastung insgesamt zu 
senken. Würden die SPD-Pläne Wirklich- 
keit, so wären Hunderttausende von 
Arbeitsplätzen gefährdet. 
• Die SPD kündigt — ebenfalls völlig 
unkonkret — eine „ökologische Steuerre- 
form" an, verschweigt aber auch hier, 
wann sie kommen soll und wie sie ausse- 
hen wird. Das heißt nichts anderes, als 
daß eine drastische Mineralölsteuererhö- 
hung zu Lasten aller Autofahrer die SPD- 
Pläne finanzieren soll. Opfer sind die 
Bezieher kleiner Einkommen, die sich 

weder die Staatsquote noch die Netto- 
neuv er schuldung über den Stand zu 
erhöhen, der 1995 durch den Solidari- 
tätszuschlag und die Pflegeversicherung 
erreicht wird, scheint er sich kräftig zu 

verrechnen. D'e ^ 

Strich durch die Rechnung 
Scharping macht sich selbst einen Strp 
durch die Rechnung, wenn er den von 
Kohl zum 1. Januar 1995 durchgesetz- 
ten 7,5prozentigen Solidaritätszuschlag 
auf die Lohn- und Einkommensteuer 
aller durch eine zehnprozentige Ergän- 
zungsabgabe für Besserverdienende 
ersetzen will. 
Zwar schielt Herausforderer Schärpe 
auf die Zustimmung der kleinen Vera» 
ner, aber er übersieht, daß die über»"e'^ 
gende Mehrheit der Deutschen mehra 

50.000 brutto im Jahr nach Hause 
trägt. Und diese werden sich für die$e 

„ Umschichtung" bei der SPD alles 
andere als erkenntlich zeigen. 

Kölnische Rundscn» 

te" 
dann das Autofahren nicht mehr le>s 

können. 

Beispiel Tempolimit 
• Die SPD spricht jetzt nur noch vo 
einer „situationsbezogenen Begrenz    , 
der Geschwindigkeiten" auf Autoba 
Was ist das anderes als ein allgerne' 
Tempolimit mit Tarnmantel? 

Nur eines wird deutlich: Das Progr . 
der SPD ist ein Steuererhöhungs- u 
Bürgerbelastungsprogramm. Der S     ( 

soll aufgeblasen werden, und die P     t 
sollen zahlen. 
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SPD will die Masse der 
Bevölkerung schröpfen 

"e: Sind die zehn Prozent Lastenaus- 
gleich, die die SPD plant, ein Mit- 
tel, um Belastungen gerechter zu 

, verteilen? 
he* Steuergerechtigkeit kann man nicht 
ges 

el'en, indem man die Steuerlast ins- 

bie ?* noch weiter in die Höhe treibt 

^m i[euerzan,er sind heute schon bis 
SCL .^genknopf belastet. Der Durch- 
JYelJ1 ttVerdiener zahlt schon fast 50 
v°n " !? an feuern unc* Sozialabgaben 

Je<»er Mark, die er verdient. 

• Scharpings Plan würde bedeuten, 
daß ein lediger Arbeitnehmer mit 
einem Monatsverdienst ab 3.845 
Mark bei 13 Gehältern schon diese 
Ergänzungsabgabe zahlen müßte. 
Ein Industrie-Arbeiter verdiente 
Qber nach Durchschnittswerten von 
Vktober 93 durchschnittlich 4.006 
Mark brutto im Monat. Damit 
zählt er aus SPD-Sicht bereits zu 

tau.       " ^esserverdienenden .. . 
daß'   as 'st das Infame an diesem Plan, 
BeSs   Setan wird, als gebe es genügend 

Verdienende, die belastet werden 

können. Wenn man das ausrechnet, ist es 
so, daß die Masse der Bevölkerung nach 
SPD-Vorstellungen zu den Besserverdie- 
nenden gehört, die durch die neuen Steu- 
ern zu schröpfen sind. 
Frage: Erklärtes Ziel der SPD ist eine 

Umschichtung zugunsten von sozial 
Schwächeren. Sind die vorgeschla- 
genen Mittel dazu tauglich ? 

Lau: Die SPD hat ja ein Paket von Maß- 
nahmen vorgeschlagen. Dazu gehören 

Aus einem Interview der 
Kölnischen Rundschau mit 
Dieter Lau, einem der Vize- 
Präsidenten des Bundes der 
Steuerzahler 

auch gewisse Entlastungen im unteren 
Einkommensbereich. Nur: Wenn diese 
Leute ihre eigenen Entlastungen finanzie- 
ren sollen, weil sie über die Ergänzungs- 
abgabe eben auch getroffen werden, dann 
frage ich mich, was das Spiel soll. 

«ter dem Motto „Wählen gehen!" 

schal1*"1 Mai 1994 an a,len Post" 
j «altern eine Telefonkarte erhält- 
,lc« sein. 
bier«, 
StücW r?mtauflaße beträ8t 300.000 K- Die Aktion ist, wie der Euro- 

paabgeordnete Karl-Heinz Florenz 
mitteilte, ein Beitrag der Vertretung 
der Europäischen Kommission zur 
gemeinsamen Europawahl-Kampagne 
des Europäischen Parlaments, des 
Deutschen Bundestages, der Bundes- 
regierung und der Vertretung der 
Europäischen Kommission in 
Deutschland. 
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Unbefriedigendes Ergebnis bei 
Verkürzung des Abstands zur SPD 
Wal? ^ebnis der Kommunal- 
J^len am 20. März in Schles- 
^Holstein erklärte General- 

^retär Peter Hintze: 

M Das Ergebnis der gestrigen Wahl 

^üss   VOr allem auf stark regionalen Ein- 
k0   en-In Schleswig-Holstein haben auf 
^äh"|nUnaler Ebene insbesondere freie 
ti0n Vereinigungen eine lange Tradi- 
ten ^ . J) Rückschluß auf das Wahlverhal- 
ge»n Cl °Undesweiten Wahlen kann nicht 
**°gen werden. 

El 
sj?    le SPD, die landesweit ihre Mini- 
vereir • identin P,akatiert hat, mußte im 
herk!,eicn zur Landtagswahl 1992 einen 
Schip   ?in°nich verkraften. Die SPD in 
$ch  *w,g-Holstein ist durch die Kieler 
^ürd' ?denaffäre zudem in eine Glaub- 
tischIß   itslücke geraten. Bundespoli- 
dem |esehen, hat Rudolf Scharping mit 
gramm   -erhammer im SPE>-WahlPr°- 
lich A   

die Chancen seiner Partei erheb- 
J* Poliert. 

^!n?ie CDU in Schleswig-Holstein 
*Ve   d,e.Differenz zur SPD von 12,5 
I992 ntfbei der ,etzten Landtags wähl 

auf jetzt 2,0 Punkte verkürzen. 

Gleichwohl ist das Ergebnis für die CDU 
angesichts der eigenen Stimmenverluste 
im Vergleich zur letzten Kommunalwahl 
von 1990 unbefriedigend. 

Q Das Ergebnis der Grünen zeigt, daß 
in den nächsten Wochen bundespolitisch 
noch stärker herauszuarbeiten ist, welche 
fatalen Folgen grüne Politik für Wirt- 
schaft und Arbeitsplätze bedeuten würde. 
Die grünen Parteitagsbeschlüsse im Blick 
auf Bündnis und Bundeswehr verletzen 
schon die Absurditätsgrenze. 

Die Rechtsradikalen haben bei die- 
ser Wahl, wo sie auftraten, erneut eine 
Abfuhr erhalten. Die Bürger erkennen, 
daß diese Kräfte die deutsche Politik po- 
litisch und moralisch ins Abseits führen. 

Die hohe Wahlbeteiligung hat deut- 
lich gemacht, daß die Bereitschaft zur 
Beteiligung an der Politik weiterhin hoch 
ist. Das Wort von der Politikverdrossen- 
heit verliert an Kurswert. 

Schwerpunkt der politischen Arbeit 
der CDU bleibt unser Programm für 
Wachstum und Beschäftigung. Die Stär- 
kung der Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Wirtschaft ist die beste Strategie für 
zukunftssichere Arbeitsplätze. 

ii6Abk 
Ur2ungen bedeuten: 

CDU Christlich Demokratische Union Deutschlands 
DKP Deutsche Kommunistische Partei 
FDP Freie Demokratische Partei 
Grüne Bündnis 90/Die Grünen 
Mitte DIE MITTE 
NPD Nationaldemokratische Partei Deutschlands 
REP Die Republikaner 
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
SSW Südschleswigscher Wählerverband 
Statt STATT Partei DIE UNABHÄNGIGEN 
WGR Wählergruppen und Einzelbewerber 
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CDU und Wirtschaft ziehen an einem Strang: 

Gemeinsam aus der Krise! 
Die Fronten sind geklärt: CDU und 
Wirtschaft werden gemeinsam die 
Arbeitslosigkeit bekämpfen. Die SPD 
bleibt die Steuererhöhungspartei. 

Das Aktionsprogramm der CDU-geführ- 
ten Bundesregierung zu Wachstum und 
Beschäftigung ist ein Schritt in die rich- 
tige Richtung — so die vier führenden 
Wirtschaftsverbände: Bundesvereinigung 
Deutscher Arbeitgeberverbände, Bundes- 
verband der Deutschen Industrie, Deut- 
scher Industrie- und Handelstag, Zentral- 
verband des Deutschen Handwerks — 
bei einem Spitzengespräch mit Bundes- 
kanzler Helmut Kohl. 
Nur eine gesunde Wirtschaft sichert 
Arbeitsplätze. Die CDU setzt daher auf 
eine konsequente Wachstumspolitik: 
Schon ein Prozent Wirtschaftswachstum 
schafft 90.000 zusätzliche Arbeitsplätze. 
Die CDU tritt für eine Verbesserung der 
Rahmenbedingungen wirtschaftlichen 
Handels ein. Nur mit einer Rückbesin- 
nung auf die Fähigkeit und Bereitschaft 
zu Innovation wird die Industrie die 
Krise meistern. Die bereits eingeleiteten 
Maßnahmen der CDU-geführten Bundes- 
regierung wurden von den Spitzenverbän- 
den der Industrie ausdrücklich begrüßt: 

• Von zentrale Bedeutung für die Steige- 
rung der Attraktivität des Wirtschafts- 
standortes Deutschland ist die Entlastung 
der Unternehmen von Steuern, Sozialver- 
sicherungsbeiträgen und Gebühren. Wir 
haben bereits heute die niedrigste Unter- 
nehmensbesteuerung seit Bestehen der 
Bundesrepublik Deutschland. Sie ist 
jedoch noch im internationalen Vergleich 

zu hoch. Die CDU will deshalb die 
Unternehmensteuern noch weiter sen*e 

• In Deutschland eröffnen sich neue 
Beschäftigungsmöglichkeiten durch de_ 
konsequenten Vorstoß in neue Techno' 
gien und industrielle Felder und durch 
zukunftsträchtige Dienstleistungen. Nu 

in einem forschungs- und technikfreun 
liehen Klima läßt sich der in West- 
deutschland erworbene technologisch6 

Vorsprung halten und sogar ausbauen- 
Ein Technologierat soll die Bundesreg,e' 
rung unterstützen. 
• Die Staatsquote wird wieder schritt- 
weise auf das Niveau vor der Wieder^ 

Nur Wachstum schaff* 
Beschäftigung! 

einigung gesenkt. Durch eine konse- 
quente Privatisierungspolitik schafft °l 

CDU mehr Dynamik für neue Arbeits- 
plätze, denn Privatisierung sichert 
Wachstum und Wohlstand. 
Die SPD dagegen ist und bleibt die St**1 

ererhöhungspartei. Sie liegt ständig *y 
der Lauer nach neuen Belastungen fnf. 
die Bürger. Scharping denkt in alten ** 
den sozialdemokratischer Umverteiln » 
Den Beziehern hoher Einkommen me 

abnehmen, um den finanziell Schwäc 
ren etwas zu geben. Die SteuererhÖhn 
plane der SPD würden die deutsche J* 
schaft mit weit über 20 Milliarden DJJ 
jährlich belasten. Damit zieht die S"V 
der konjunkturellen Erholung in        „e$ 
Deutschland den Boden unter den F° 
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ersf:       Zarte Pf1•• Konjunktur, eben 
am envacht'wird zertrampelt. Die Ver- 
tan 8 für den Weßfa11 von Hundert- 
dan

Senden Arbeitsplätzen würde die SPD 
a "n ausschließlich und alleine zu ver- 
hörten haben. 

Steu   «   emer »Besserverdienenden- 
de  

er' von Scharping wird außerdem 
ehe nachfra8estarken Mittelstand schwä- 
gef" Und damit weitere Arbeitsplätze 
die A   en' Außerdem b,eibt Scharping 
serv     .Wort schu,dig»wer eigentlich bes- 
Kra

eldlenend ist: Der Handwerker? Die 
Dje"j^nschwester? Der Facharbeiter? 

Kriminalkommissarin? 

CderWeile teilen auch viele SPD-Politi- 
Kjjn 

,e abstruse Idee der Grünen, die 
erhöhlolsteuer auf 5, - DM je Liter zu 
Fahr     "Jeder durchschnittliche PKW- 
Jahr £

r müßte dann 700, - DM mehr im 
tiSCL ezahlen. Ein zutiefst asoziales poli- 
könn!S Manöver, denn schon sehr bald 
ger da

en s'cn nur nocn wohlhabende Bür- 
die 7 J Autofahren leisten. Ein Schritt in 
ber 

We,-Klassen-Gesellschaft. 
Kern^Usstie8sbeschluß der SPD aus der 

nergie würde direkt hunderttau- 

Wahlkampf-Argumente 

ENTSCHEID UM6 

Sen<lho chqualifizierte Arbeitsplätze zer- 

stören. Ein Industriezweig, der weltweit 
führend ist, wäre dem Untergang preisge- 
geben. Außerdem würden sich bei einem 
Kernkraftausstieg die Stromkosten in 
Deutschland drastisch erhöhen. Mehrbe- 
lastungen von 12 bis 13 Milliarden DM 
im Jahr kämen auf die Industrie zu. 
Deutschland würde insgesamt in seiner 
Wettbewerbsfähigkeit weiter zurückfal- 
len. 

Die CDU wird diesen sozial kalten und 
konjukturzerstörenden Weg nicht 
beschreiten. Wir wollen dauerhaft sichere 
Arbeitsplätze. Dies ist nur mit einer kon- 
sequenten Wachstumspolitik möglich. 
Nicht aber mit konjunktur- und leistungs- 
feindlichen Maßnahmen aus dem Grusel- 
kabinett sozialdemokratischer Umvertei- 
lungspolitik. 

Deutsche Wirtschaft stützt CDU/FDP-Koalition 
stH    räsident des Deutschen Indu- 
jj le- und Handelstages (DIHT), 

der1f"Peter StihI' hat die Hoffnung 
Fort       chen Wirtschaft auf eine 
Veo £

et2ung des liberal-konservati- 
i)   *°alition von Union und Freien 

et»»okraten bekräftigt. 
Ei 
Bü   ,rot-grüne Regierung nach den 
k uaestagswahlen im Oktober sei 

^Uch6 'rstrebenswerte Alternative" 
von «Dlnc sozial-liberale Koalition 

D und FDP werde von der 

Wirtschaft abgelehnt, weil der linke 
Flügel der SPD eine wirtschaftsfeind- 
liche und arbeitsplatzgefährdende 
Politik verfolge. 
Seine Skepsis gegen einen Regierungs- 
wechsel werde auch von den Präsiden- 
ten der Bundesvereinigung der Deut- 
schen Arbeitgeberverbände, Klaus 
Murmann, des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie, Tyll Necker, 
sowie das Zentralverbandes des Deut- 
schen Handwerks, Heribert Späth, 
geteilt. 
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Gute Bilanz für die 
neuen Bundesländer 

Wir Deutschen haben in den neuen 
Ländern vieles in Bewegung gesetzt, 
auch sichtbar: Motorisierung, Satelli- 
tenschüsseln, eine Vielzahl von Bau- 
stellen — all das prägt ganz erheblich 
die Lebensqualität in diesem Teil 
Deutschlands. Natürlich können gut 
40 Monate nach der Deutschen Ein- 
heit nicht 40 Jahre Sozialismus aufge- 
arbeitet sein. Wer die Probleme 
anpacken will, darf sie nicht ver- 
schweigen. Das gilt aber auch für die 
Erfolge. 

Laut infas liegt die Kaufkraft in Ost-Ber- 
lin inzwischen höher als im Saarland. In 
den neuen Bundesländern haben wir 
trotz eines schwierigen Konjunktur- 
Umfeldes 1993 ein Wachstum von ca. 7 
Prozent. In 1994 werden wir 6,5 Prozent 
oder mehr erreichen. 
Diese Erfolge sind Leistungen der Bürger 
vor Ort, die viele Probleme mit großer 
innerer Kraft bewältigen, die mit viel Mut 
und Energie an die Arbeit gehen und jetzt 
sehen, daß sich ihre Leistung lohnt. Die 
Entscheidungen, die die Bundesregierung 
auf den Weg gebracht hat, tragen zuneh- 
mend Früchte. 

Zentrale Maßnahmen zum Aufbau der 
neuen Länder sind: 
• Massive Investitionsförderung. 
• Aufbau und Ausbau der Infrastruktur, 

insbesondere bei Bahn, Post, Telekom- 
munikation und Verkehr. 

• Abbau von Investitionshemmnissen. 
• Förderung von Forschung und Ent- 

wicklung. 

• Privatisierung und Sanierung durch 
die Treuhandanstalt. 

• Maßnahmen zur Förderung des 
Absatzes ostdeutscher Produkte. 

• Maßnahmen der ArbeitsmarktpoH1* 
Die Bundesregierung hat mit ihren May 

nahmen zur Förderung privater Investi' 
tionen bis Ende letzten Jahres in den 
neuen Bundesländern Unternehmens»^ 
vestitionen von über 200 Milliarden D^ 
auf den Weg gebracht, die zunehmend 
produktionswirksam werden. Mehr als 

Von Bundesminister 
Friedrich Bohl, Chef des 

Bundeskanzleramtes 

die Hälfte aller Arbeitsplätze - 3,5 M^' 
Honen — konnten damit neu geschah 
oder gesichert werden. So lagen die 
Unternehmensinvestitionen ohne Wo 
nungsbau je Einwohner 1993 erstmals 
über dem Niveau in Westdeutschland 
(111 Prozent). Auch die öffentliche I«1 }JJ 

stitionstätigkeitje Einwohnerlag l"3 

den neuen Ländern mit 1.344 DM de« 
lieh über dem westdeutschen Vergle»c 

wert von 991 DM. 
Sehr rasch hat die Politik der Bundes^ 
gierung für den wirtschaftlichen Wie0 

aufbau Ostdeutschlands dazu geführt'^ 
daß die öffentlichen und privaten Inv ^ 
tionen in den neuen Ländern sich dy° ^ 
misch entfalten konnten. In Preisen vo«1 

1991 gerechnet wurden in den neue"q2 
dern 1991 87,2 Milliarden DM, in 19* 

tP 
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ft Mi,,iarden DM und 1993 124'3 Mil" 
su-en D^ investiert. Auf dieser Preisba- 
u ,st für 1994 mit Investitionen von rd. 

u Milliarden DM zu rechnen. 

seh ^bs.tand am größten sind die Fort- 
di  R

1
 
te m der Bauwirtschaft, in der sogar 

We ?escnafti8ung deutlich aufgebaut 
dj yn konnte. Im Bauhauptgewerbe lag 
l9qf uhl der Bescnaftigten im November 
.. "•» bei 384.000 und übertraf damit das j^.    -v« joH.uuu una uoenrai aami 
natCau des entsprechenden Vorjah resmo- 
^ um 14 Prozent. 

bay  andere Branchen expandieren. 
n(1 

u zählen insbesondere die Gewin- 
Erd^ Und Verarbeitung von Steinen und 
"Teilr?' ^ Stahl" und Leichtmetallbau, 
stri   ereicne der elektrotechnischen Indu- 
verf knd die Herstellung von Kunststoff- 
gen 3     n" Beachtliche Zuwachsraten zei- 
Qe 

außerdem das Nahrungs- und 
faK     mittelgewerbe oder der Straßen- 
w

nrzeugbau. 

ge\y^,erden uns an den Gedanken 
Tech« nCn'daß die neuen Länder »High- 
sc^. 'Standorte sind. Das belegt die Ent- 
ein 

,dung der Siemens AG, in Dresden 
tiw f.?cn'eistungs- und Innovationszen- 

ien Mikroelektronik" mit Investitio- 
nen 2,7 Milliarden DM und ca. 1.200 

eitsplätzen zu errichten. 

WiCK, Undesregierung hat für diese Ent- 
jL lu«g den Grundstein gelegt: 

die n 
le öffentlichen Finanztransfers in 

liaJ
euen Länder sind gewaltig: 177 Mil- 

seni j ,m 1993 und 175 Milliarden in die- 
f(ir ^ anr- Trotz der Sonderbelastungen 
s'ch r? i^uft)au der neuen Länder bewegt 

MitteJfUtschland ~ so die 0ECD ~~ im 

lh. 
der Staatsschuldenquoten. 

fefleU mindern sich diese Bruttotrans- 
Rticll

Ungen noch ganz erheblich um die 
Hah^ Us.se insbesondere aus Steuerein- 
fiutes ? In den ueuen Ländern. Es ist ein 
Hien a^eichen, daß sich die Steuereinnah- 

Us den neuen Ländern in diesem 

Wahlkampf-Argumente 

ENTSCHEIDUNG 

Jahr im Vergleich zu 1993 um 3 Milliar- 
den auf 42 Milliarden DM erhöhen. 

Die Verkehrsinfrastruktur in den 
neuen Bundesländern ist für die wirt- 
schaftliche Entwicklung von entscheiden- 
der Bedeutung. Nahezu jede zweite Mark 
der investiven Ausgaben im Verkehrs- 
haushalt wird für die Verbesserung der 
Verkehrsinfrastruktur in den neuen Län- 
dern ausgegeben. Im Rahmen der Privati- 
sierung der Deutschen Bahnen zum 1.1. 
1994 wird die verstärkte Investitionstätig- 
keit fortgesetzt. Der Bund wird bis 2002 
rd. 33 Milliarden DM zur Übernahme 
investiver Altlasten (Angleichung der 
technischen Standards und Beseitigung 
ökologischer Schäden) der ehemaligen 
Deutschen Reichsbahn bereitstellen. 
Für den Bundesfernstraßenbau sind 1994 
4,2 Millarden DM vorgesehen. Das sind 
ca. 50 Prozent der insgesamt für den Bun- 
desfernstraßenbau eingeplanten 8,7 Milli- 
arden DM. 
Der öffentliche Personennahverkehr und 
der kommunale Straßenbau in den neuen 
Ländern werden im Rahmen des Gemein- 
deverkehrsfinanzierungsgesetzes in die- 
sem Jahr wie in 1993 mit rd. 1,9 Milliar- 
den DM gefördert. 

Die Telekom hat seit der Wiederver- 
einigung rd. 2,2 Millionen neue Telefon- 
anschlüsse eingerichtet, davon allein 1993 
1 Million. Insgesamt stehen in den neuen 
Ländern jetzt über 4 Millionen Fern- 
sprechanschlüsse zur Verfügung. Bis 
Ende 1997 soll das gesamte Ost-Telefon- 
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netz auf Weststandard gebracht sein, d.h. 
ca. 95 Prozent aller Haushalte haben 
dann einen Telefonanschluß (gegenüber 
11 Prozent in der ehemaligen DDR). 

B Bis Ende 1993 ist jede zweite Exi- 
stenzgründung in den neuen Ländern 
durch öffentliche Mittel gefördert wor- 
den. Die Förderprogramme werden fort- 
geführt. Die Förderung von Existenz- 
gründungen und privaten Investitionen 
im Rahmen des ERP-Programms hat seit 
1990 insgesamt 213.500 Kreditzusagen 
über insgesamt 31,9 Milliarden DM 
erbracht und damit ein Investitionsvolu- 
men von 86 Milliarden DM in Gang 
gesetzt. 

) Die Entwicklung mittelständischer 
Strukturen in den neuen Bundesländern 
ist gut vorangekommen. Dies ist vor allen 
Dingen arbeitsplatzwirksam. 3 Millionen 
Arbeitnehmer werden von 435.000 Selb- 
ständigen beschäftigt. Eine andere erfreu- 
liche Entwicklung: Die Anzahl der 
gewerblichen Unternehmen in den neuen 

Bundesländern entspricht einem guten 
Fünftel der in den alten Ländern ansäss 
gen rd. 2,2 Millionen mittelständischeO 
Unternehmen. 

El Mit Hilfe der Förderprogramme:d*f 

Bundesregierung wurden bisher in übe 
30 Prozent der Wohnungen in den neu 
Bundesländern Sanierungs- und Mode 
nisierungsmaßnahmen durchgeführt. 
Aber auch der Wohnungsneubau körn* 
zunehmend in Fahrt. Im ersten Halbj* 
1992 wurden ca. 7.200 Neubauten ge»e 

migt, im zweiten Halbjahr 1992 bereits 
18.400 Wohneinheiten. Im ersten Half' 
jähr 1993 steigerten sich die Genehmi- 
gungen auf 27.500 Einheiten und im 
zweiten Halbjahr 1993 auf 47.500. 
Die Politik der Bundesregierung greift-^ 
Die Bürger in den neuen Ländern nut* 
die Chancen und Möglichkeiten, die^|lt. 
ihnen eine erfolgsorientierte soziale *v 
schaftspolitik bietet. Die Leistungsbu» 
der Bundesregierung belegt: Die neU!Lg, 
Bundesländer sind auf einem guten w 

Arbeitnehmerüberlassung auch 
am Bau zulassen 

Zur Arbeitnehmerüberlassung in 
der Bauwirtschaft erklärte der mit- 
telstandspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestogsfraktion, 
Hansjürgen Doss: 

Die Arbeitnehmerüberlassung soll 
zukünftig wie in anderen Wirtschafts- 
zweigen auch für Bauunternehmen 
zulässig sein. Das bisherige Verbot in 
§ 12a Arbeitsförderungsgesetz (AFG) 
soll im Rahmen des Beschäftigungs- 
förderungsgesetzes 1994 gestrichen 
werden. 

Die Kritik der IG Bau-Steine-Erden 
an diesem Beschluß ist völlig überzo- 

gen. Es geht nicht um einen „neuerli- 
chen Tiefschlag gegen das Bauge- ^ 
werbe" oder die „Kriminalisierung 
der Arbeitsbedingungen am Bau. 
Es ist kaum zu erwarten und ent- 
spricht auch nicht der Interessenlage 
der Unternehmen, daß Verleihfirmen 
„wie Pilze aus der Erde schießen" uu 
die Beschäftigungsverhältnisse am 
Bau beherrschen. Im Vordergrund 
steht vielmehr die sogenannte „KoUe' 
genhilfe", um Schwankungen im Pef' 
sonalbedarf wegen unterschiedlicher 
Auftragslagen oder aus anderen Gru 
den unter den einzelnen Bauunterne»1' 
men ausgleichen zu können. 
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§rigf-, Post- und Fernmeldegeheimnis 

Worum es bei der 
G10-Änderung geht 

v*rsr ^ Hintergrund zahlreicher miß- 
Änd a!MH*cher Meldungen über die 
che Q^g des G 10 durch das Verbre- 
ionjr ekämpfungsgesetz erklärte der 
CsJ^tösche Sprecher der CDU/ 
tj*ße« i?aktion des Deutschen Bundes- 
»v    » Er*in Marschewski: 

leArK • 
stes (J?eit des Bundesnachrichtendien- 
Die x      ) *st vielen Bürgern unbekannt. 
^Ut> nderun8 eines Gesetzes, das die 
iw Jj8 des technischen Instrumenta- 
ervyejf

s Bundesnachrichtendienstes 
Verm-ert' *st dementsprechend schwer zu 

QeSet? also geht es bei der Änderung des 
*W      2Ur Beschränkung des Brief-, 
^h? d Fernmeldegeheimnisses (G 10) 
Setx«)        Verbrechensbekämpfungsge- 

Gesg/^0 arbeitet auf der Grundlage des 
dien   J* ober den Bundesnachrichten- 
Aufgab       G)'nach dessen § l ihm die 

Erk;en 
e zukommt, zur Gewinnung von 

außen?tnissen u^er das Ausland,die von 
tUn8 füUnd sicnerheitspolitischer Bedeu- 
sindsd

rdle Bundesrepublik Deutschland 
^itiriipl\ erforderlichen Informationen zu 
^d»M ?' ^ dieser Aufgabenzuweisung 

Os,chnicnts- 
^b b-ÜilUn8 Seiner Auf8aben darf der 

un<j f?e
iSher nur dann in das Brief-, Post- 

en e
mmeldegeheimnis eingreifen, 

ten Übe
S «m die Samm,ung von Nachrich- 

nis notw achverhalte geht' deren Kennt" bevvaffn ndig ist'um die Gefahr eines neten Angriffs auf die Bundesre- 

publik Deutschland rechtzeitig zu erken- 
nen, und wenn eine entsprechende 
Anordnung hierzu von den vom Deut- 
schen Bundestag hierfür eingesetzten 
Gremien nach dem G 10 ergangen ist. 
Zur Erfüllung der ihm nach dem BNDG 
zugewiesenen Aufgabe verfügt der Bun- 
desnachrichtendienst über technische 
Einrichtungen, mit denen internationale, 
über Fernmeldesatelliten, Richtfunk oder 
Kurzwelle abgewickelte Fernmeldever- 
kehre erfaßt werden können. 

Vermittels des zusätzlichen Einsatzes von 
EDV-„Wortbanken", die mit Suchbegrif- 
fen oder Kombinationen verschiedener 
Suchbegriffe („hit-words") gespeist wer- 
den, ließen sich aus der großen Masse der 
erfaßten Fernmeldeverbindungen gezielt 
solche herausfiltern, denen die Sicher- 
heitsbehörden die in ihren gesetzlich fest- 
gelegten Zuständigkeitsbereich fallenden 
Informationen entnehmen können. Über- 
wacht nun der BND in Wahrnehmung 
seines gesetzlichen Auftrages zur Samm- 
lung sicherheits- und außenpolitisch rele- 
vanter Informationen Auslandsfernmel- 
deverkehre, so läßt es sich technisch nicht 
ausschließen, daß auch Fernmeldever- 
kehr vom Ausland in das Inland miter- 
faßt wird. 

Nach der derzeit geltenden Rechtslage 
aber müssen sämtliche technischen Auf- 
zeichnungen, die Daten zu deutschen 
Fernsprechteilnehmern enthalten, ver- 
nichtet werden, selbst wenn damit 
Erkenntnisse über illegalen Technologie- 
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transfer, internationalen Rauschgifthan- 
del mit Beziehung zur Bundesrepublik 
Deutschland, Geldwäsche u. ä. verloren 
gehen. Denn das G 10 enthält (noch) 
keine Norm, nach der diese Daten vom 
BND erhoben und den zuständigen 
Sicherheitsbehörden übermittelt werden 
dürfen. 
Das aber ist nicht zu verantworten. Denn 
die Bundesrepublik ist als eines der 
Hauptexportländer des Welthandels in 
besonderem Maße gehalten, alle rechts- 
staatlich verantwortbaren Maßnahmen 
zur Verhütung illegaler Ausführung von 
militärisch nutzbaren Gütern zu treffen. 
Außerdem kann die Überwachung des 
internationalen Fernmeldeverkehrs — 
wie nicht zuletzt die Erfahrungen in 
anderen Ländern, z. B. den USA, zeigen 
— den Sicherheits- und Strafverfolgungs- 
behörden entscheidende Hinweise zur 
Aufklärung und Abwehr der Gefahren 
geben, die durch den internationalen 
Drogenhandel, Geldwäscheaktivitäten, 
den Terrorismus sowie den Handel mit 
Kriegs- und Massenvernichtungswaffen 
für die innere und äußere Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland entstehen. 

Deshalb sieht das Verbrechensbekämp- 
fungsgesetz folgende erweiterten Ein- 
griffsbefugnisse bei der Überwachung 
des Fernmeldeverkehrs vor: 
• Mit Genehmigung der zuständigen Par- 
lamentarischen Kontrollgremien des 
Deutschen Bundestages (G10-Abgeord- 
netengremium: Festlegung der Zielge- 
biete u. ä.; G10-Kommission: Genehmi- 
gung der Einzelmaßnahme) darf der 
BND zukünftig internationale Fernmel- 
deverkehrsbeziehungen überwachen, um 
Erkenntnisse, außer bei Gefahr eines 
bewaffneten Angriffs auf die Bundesre- 
publik Deutschland, auch zu folgenden 
Gefährdungen aufklären zu können. 
• Begehung internationaler terroristi- 

scher Anschläge in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, 

• internationale Verbreitung von K*1? 
waffen sowie unerlaubten Außen^1 

schaftsverkehr mit Waren, Datenv« 
beitungsprogrammen und Techno' 
gien, die sowohl zivil als auch mi»1 

risch nutzbar sind, 
• unbefugte Verbringung von Betäu- 

bungsmitteln aus dem Ausland ins 
Gebiet der Bundesrepublik Deutsch 
land, 

• internationale Geldfälschung, 
• internationale Geldwäsche im Zus* 

menhang mit illegalem Technolog1 

transfer, Drogenhandel und intern 
tionaler Geldfälschung. 

• Der BND wird zur Herausfilterung e 

zelner Fernmeldeverbindungen, auf 
denen Informationen zu Terrorismus» 
Drogenhandel, Waffenhandel, Geld*^ 
sehe u. ä. fließen, geeignete Suchbeg«1^ 
in seine EDV-Wortbanksysteme eing% 
können. Die Festlegung der Suchbeg 
unterliegt ebenfalls der parlamentari- 
schen Kontrolle und Genehmigung- 

Der BND überprüft die durch die Fe^ 
meldeüberwachung gewonnenen D^ 
ob sie für die Sicherheitsbehörde rele- 
vante Erkenntnisse enthalten. Gegeb   ^ 
nenfalls übermittelt es diese; anderen 
vernichtet es diese. 

Durch die genannten Maßnahmen ** (( 

Art 10 GG nicht verletzt. Denn: sie s° 
aufgrund von Anordnungen nach de 
sich im Rahmen von Art. 10 GG beW 
genden G 10 ergehen. Ferner dürfen    ,(\ 
grundsätzlich nur Suchbegriffe verw ' 
werden, die keine Identifizierungsme 
male (z. B. Telefonnummern, Narnen; 
enthalten, die zu einer gezielten F1^ jfli 
sung bestimmter Fernmeldeanschlüs 
Inland führen. 
Zur Sicherung des datenschutzrecht ^ 
chen Standards kann der Bundesbe» 
tragte für den Datenschutz frühzeitig   f 
beteiligt werden. 
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^gjtes SED-Unrechtsbereinigungsgesetz 

^*s Leid der Opfer und ihren 
zur Einheit würdigen beitrag 

^tir v 
l}ftt **ra&schiedung des Zweiten SED- 
deS(a 

ntsbereinigungsgesetzes im Bun- 
Cö^rklärte die stellvertretende 
vorsjt   

Undesvorsitzende und Landes- 
V°nIo2eilde der CDU Mecklenburg- 
VVi  Pern» Bundesministerin 
Wi

8e,a Merkel: 

die unt       nicht diejenigen vergessen, 
^en ndem SED"Re8ime gelitten 
halb H        deutsche Bundestag hat des- 
8üngs

as Zweite SED-Unrechtsbereini- 
%fer

gesetz beschlossen, das für die 
cher  

gravierender verwaltungsrechtli- 
*%&    betrieblicher Willkür eine Ent- 
die j?anUn8 Vorsieht. Das Gesetz erfaßt 
^ v   derJen'gen °Pfer» die Willkür in 
cher ^ °n Zwangsumsiedlung, berufli- 
^dri enacr»teiligung und rechtsstaats- 
sche \ry Einweisung in eine psychiatri- 
Ichw      fahren haben. 
flUng n 'daß diese Entschädigungslei- 

ch«n ljr einen k'einen Teil des beträcht- 
lichen nrechts in Ansätzen wiedergut- 
s'ch jn  

kann. Die Entschädigung bewegt 
8N de em Rahmen' den die Bewälti- 
ge das ^°nstigen erheblichen Schäden, 
CrUttbt     ^'Regime hinterlassen hat, 

H be^^^enes Unrecht weder wirk- 
w'eder  

lm8t noch im eigentlichen Sinne 
^sdie y8emacht werden kann, sollte 
N«ich erabscniedung dieses Gesetzes 

n> Wie ermannen, darüber nachzuden- 
1,11(1 ihre ^2"das Leid der °Pfer würdigen 
Sg ^nB«itrag zur friedlichen Vereini- 

rkennen können. In diesem 

lscheSrV 
'nteressen in der PDS nur ein 

d ß^e ^w3"8 wurde ich mir wünschen, 
eutschf!.bsternannten Vertreter ost- 

einziges Mal auch ein Wort des Bedau- 
erns oder Verstehens für die Dimension 
des Unrechts, das die Opfer erlitten 
haben, übrig hätten. 
Ebenso wichtig wie die finanzielle Ent- 
schädigung ist aus meiner Sicht die Auf- 
arbeitung der DDR-Vergangenheit, die 
eine persönliche Auseinandersetzung mit 
dem begangenen Unrecht, den Mechanis- 
men, die dieses Unrecht möglich mach- 
ten, und mit der eigenen Rolle in diesem 
System voraussetzt. Das ist ein mühevol- 
ler und sicher auch für manchen schmerz- 
voller Weg. Aber nur so gelingt eine 
Rehabilitation der Opfer nicht nur vor 
dem Gesetz, sondern auch im Bewußtsein 
der Menschen. 
Und nur so können wir sicherstellen, daß 
ihr Leid nicht vergessen wird. Die immer 
wieder aufflackernde Diskussion um eine 
Schließung der Stasi-Akten will ich genau 
aus diesem Grunde auch nicht zulassen. 
Es besteht sonst die Gefahr, daß die 
DDR-Geschichte ebenso verdrängt wird 
wie die NS-Vergangenheit in der Bundes- 
republik der 50er und 60er Jahre. 
Die Auseinandersetzung mit dem DDR- 
Unrecht ist ebenso für die Menschen im 
Westen von Bedeutung. Ich wünsche mir, 
daß man dort lernt, nicht vorschnell über 
vermeintliche Mitläufer den Stab zu bre- 
chen. Es ist leicht, aus der Position eines 
in einem demokratischen System Aufge- 
wachsenen über die Verfehlungen und 
den scheinbar mangelnden Mut der ande- 
ren zu richten. Je mehr die Menschen im 
Westen über die Mechanismen der DDR 
lernen, desto eher wird das Verständnis 
füreinander wachsen. • 
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Weißbuch 1994 

Bilanz und wichtige Kursbestimmufl 
für die Bundeswehr der Zukunft 
Zur Kabinettsentscheidung, das Weiß- 
buch 1994 „zur Sicherheit der Bundes- 
republik Deutschland und zur Lage 
und Zukunft der Bundeswehr" zu ver- 
öffentlichen, erklärte der verteidi- 
gungspolitische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Paul 
Breuer: 

_ Nun müssen es auch die SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN begrei- 
fen. Die veränderte sicherheitspolitische 
Landschaft bietet zweifellos Chancen, 
aber auch neue Risiken und Herausforde- 
rungen. Das Zeitalter des ewigen Frie- 
dens ist nicht angebrochen. Die Sicher- 
heitslage ist komplexer und diffuser 
geworden. Streitkräfte sind heute vor 
allem Teil einer präventiven Diplomatie 
und außenpolitischen Strategie zur 
umfassenden Konfliktvorsorge und zum 
druckvollen Krisenmanagement. 

Diesen Zusammenhang systematisch 
abgeleitet zu haben — darin liegt der 
Wert dieses Weißbuches, das zu Recht 
die neue sicherheits- und verteidigungs- 
politische Rolle und Verantwortung 
Deutschlands in den Mittelpunkt stellt. 
Andererseits war es aber ebenso wichtig, 
die bereits vollzogenen bzw. eingeleiteten 
Schritte in Richtung Bundeswehr der 
Zukunft — z. B. Reduzierung auf 370.000 
Soldaten bis Ende 1994, Aufbau der Bun- 
deswehr in den neuen Bundesländern 
und Integration der ehemaligen NVA- 
Soldaten, Erfolge bei neuen internationa- 
len Aufgaben — zu bilanzieren. 

Insofern dient das Weißbuch als 
Kursbestimmung für die weitere Entwick- 

lung der Bundeswehr. Politisch sind 
mich dabei fünf Aspekte zur Rolle v 
Streitkräften entscheidend: ., 
• Die neuen sicherheitspolitischen ^ » 
cen und Risiken sind nur gemeinsam 
Verbündeten und Partnern zu meist«• 
Nur so ist der epochale und globale 
del zu stabilisieren, dessen Ergebnis 
niemand vorhergesehen werden kan • 
• Deutschland ist unverändert auf &j 
nationale Kooperation im Bündnis u 
mit den Demokratien Europas ange    , 
sen. Dabei gibt es keine Mitbestimn»   j. 
ohne Mitverantwortung, ohne Ven» 
keit und ohne Risikoteilhabe. 
• Politische Stabilität setzt heute ntfj^ 
denn je einen breitangelegten siehe1'(i 

politischen Ansatz voraus, der pol'f1 \J 
wirtschaftliche, soziale und militä»18 

Aspekte bündelt. 
• Streitkräfte sind nur eines, aber .^ 
zugleich auch immer eines der un ßßir 
baren Instrumente zeitgemäßer Au° M 

und Sicherheitspolitik. Dabei stent?ft<jH 
Frage, daß der Einsatz von Streit^3 Jj, 
eine verantwortungsvolle Abwägnn^^ 
ner Folgen erfordert, aber auch d«* 
liehen Folgen seines Nichtgebraucn 

ck • Der vorsorgende politische Zwe<-; {(! 

Streitkräften kann dazu beitragen, ^ 
und Konflikte im Keim zu ersticken 
einer raschen Lösung zuzuführen- .$ 
sich im ehemaligen Jugoslawien an Jgjj 
nende Entwicklung ist hier ein et 
des Zeichen. 

>*' 

| Die Arbeitsgruppe Verteidigern 
litik der CDU/CSU-BundestagsffaJ / 
wird das Weißbuch 1994 zum Anl3p 
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die ' le Politischen Voraussetzungen für 
'Wh endi8e Fortentwicklung der Bun- 
mit Por ZU schaffen- K-ernziel ist dabei, 
t\es K        nen Leitlinien ein ausgewoge- 
lAuf°nzePt zu bilden aus 
H(in(j Ja8> d. h. Landesverteidigung im 
abgest

ls Und Teilhabe an multinational 

'ntematllmter Bündnisverteidi8un8 und 

I jie   
u°naler Krisenbewältigung 

Oe°nall»mfang und Mitteln, d.h. auf- 
Priede recllte Einsatzbereitschaftsstufen, 
stUng 

nsprasenz, Ausbildung und Ausrü- 

ste Saltsranmen> d.h. planungsge- 
,ns8esa       Zgrundlagen- 
Polin seh118eilt es darum> den sicherheits- 
daten !Jf.n Gesamtwert von 370.000 Sol- 

itärpolitisch zu erhalten und — 
diesem Planungsrahmen 

ansatz dafür auftragsgerecht 
Wend V den ill- V°n diesem Planungsrahmen 

*ü rafi„ telansatz dafür auftragsgerecl 
Kanalisieren. 

D 
°hren

eo?PP-Opposition klingeln alle 
e wird nun noch mehr gezwun- 

gen, Farbe zu bekennen und ihren sicher- 
heitspolitischen Nebelvorhang zu öffnen. 
Der Spagat zwischen Herrn Scharping, 
Herrn Klose und Frau Wieczorek-Zeul 
beginnt langsam zu schmerzen. 

Die SPD muß von ihrem sicherheitspoli- 
tischen Kopfstand zurück auf die Füße. 
Ihre Zahlenlotterie — wer bietet weniger 
— zum Personalumfang der Streitkräfte 
offenbart sicherheitspolitische Kon- 
zeptlosigkeit. Ihr Reduzierungsziel auf 
300.000 Soldaten bis 1996 dient kurzsich- 
tigem Populismus und ist für das wichtige 
Politikfeld „Äußere Sicherheit" mittelfri- 
stig lebensgefährlich. Die SPD verkennt 
damit das Sicherheitsbedürfnis der Bevöl- 
kerung in dieser unklaren sicherheitspoli- 
tischen Lage, richtet mit diesem verfehl- 
ten Signal nach außen international poli- 
tischen Schaden an und schwächt nach 
innen den Stellenwert unserer Streitkräfte 
und die Motivation unserer Streitkräfte. 
Die SPD ist keinesfalls regierungsfähig, 
vor allem beim Gedanken an Rot-Grün. 

JIUIU^N.UII.UI.UIII.I.UJ.UIM^I« 
M geht darum, die Wettbewerbsfä- 

beiit     eit des Wirtscnaftsstandortes 

che y c"'and zu verbessern. Zahlrei- 
naue 

eIa.nsta,tungen der Konrad-Ade- 
p    '-Stiftung zielen hierauf ab. 
VnBei*Piel: 

^staltungNr.114 
fcjj* ai«s der Strukturkrise — 
des \JJ?runS und Modernisierung 
IW*111 Schaftsstandorts 
E
eutschland 

**2J*** Forum 
Ha

b,s28.Mail994 
Themen: •w: eltwi Wand

lw,rtschaft im Umbruch: Der 
gu«Re   dCr globalen Rahmenbedin- 

• Die Stellung des wieder vereinten 
Deutschlands im Europäischen Bin- 
nenmarkt und in den internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen 
• Euregio — Grenzüberschreitende 
Kooperation als Konzept für die 
Bewältigung regionaler Probleme 
• Erneuerung und Modernisierung 
des Wirtschaftsstandorts Deutschland 
(vorgesehen sind Erörterungen in ver- 
schiedenen Arbeitskreisen) 

Weitere Informationen/ 
Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Bildungszentrum Schloß 
Eichholz, Postfach 1331 
50387 Wesseling 



Seite 28 •  UiD 10/1994 AUSSIEHT 

CDU an der Seite der Spätaussiedl*' 
Aussiedler sind ein Gewinn für unser Land« 

Umbruchs gingen die Zahlen der Sp 
aussiedler in den Jahren 1988 bis W ^ 
sprunghaft in die Höhe. Während 1" ^ 
42.700 Aussiedler in die Bundesrep^ 
Deutschland kamen, entschlossen s» ^ 
1989 bereits 377.055 und 1990 397-°^, 
Übersiedlung. In den letzten drei J*^ 
pendelte sich der Zuzug bei rd. 22 • . t 

pro Jahr ein, so daß das Kriegsfate* ^ 
reinigungsgesetz vom 1. Januar l"y

e 

einer gesetzlich garantierten Aufna  $ 
von rd. 225.000 Aussiedlern pro J»& ^ 
tatsächlichen Zugangszahlen entsp     . 

In den Jahren von 1988 bis 1993 
kamen viele deutsche Aussiedler aus 
dem Osten und Südosten Europas in 
die Bundesrepublik Deutschland, um 
hier ein neues Leben zu beginnen. Im 
Jahre 1994 wird der zweimillionste 
deutsche Aussiedler seit 1982 erwartet. 
Spätaussiedler sind ein Gewinn für 
unsere Gesellschaft und unser Land. 
Angehörige der deutschen Minderheit in 
Osteuropa haben ein schweres Schicksal 
erlitten und harte Entbehrungen auf sich 
nehmen müssen und vielfaches persönli- 
ches Leid erfahren. Deutschstämmige 
wurden deportiert, Familien auseinander- 
gerissen und zu schweren Zwangsarbei- 
ten eingesetzt. Die Pflege ihrer Traditio- 
nen und ihrer deutschen Muttersprache 
ist ihnen jahrzehntelang äußerst 
erschwert worden. Deutschstämmige 
haben unter schwerer Unterdrückung 
gelitten und sowohl schulische als auch 
berufliche Nachteile erfahren müssen, 
weil sie Deutsche waren. Gleiche Lebens- 
chancen wie ihren einheimischen Lands- 
leuten blieben ihnen verwehrt. 
Vor diesem historischen Hintergrund hat 
die CDU Deutschands immer die beson- 
dere Verantwortung für die deutschstäm- 
migen Minderheiten in Osteuropa betont. 
Die CDU hat sich stets als Anwalt der 
Vertriebenen und der deutschen Minder- 
heiten in Mittel-, Südost- und Osteuropa 
verstanden. Die besondere Verantwor- 
tung für die rd. 4 Mio. Deutschen in Ost- 
europa sieht die Union als selbstverständ- 
lich an. 
Mit dem Zusammenbruch des Kommu- 
nismus und der Öffnung Osteuropas 
konnten viele Deutschstämmige ausrei- 
sen. Im Zuge dieses historischen 

Das Ziel der Aussiedlerpolitik der 
bleibt auch weiterhin, den Deutsch    „,i 
freie Entscheidung zwischen Blei13 

Von Horst Waffenschmid*' 
Aussiedlerbeauftragter d# 
Bundesregierung und P*r\. 
mentarischer Staatssekre^ 
beim Bundesministerium d 

Innern 

Aussiedeln zu ermöglichen. Weite 
200.000 Deutsche im Osten Europ^i 
haben zwar einen Aufnahmebesen    ., 
die Bundesrepublik Deutschland <•'   ^ 
ten, bleiben aber gleichwohl in ihf   $ 
tigen Heimat und warten die weite    . 
wicklung ab. Durch die geschickte 
beharrliche Außenpolitik der CP   ^ 
geführten Bundesregierung ist es •    „ 
letzten Jahren gelungen, den deutsc 

.& 
Minderheiten in Osteuropa Leben* 
Zukunftsperspektiven zu bieten- . ^ 
Nach Jahrzehnten der kommunist^jt' 
Unterdrückung werden nun Min A 
rechte für Deutschstämmige einge 
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°stblo W miprOZeß in den ehemaligen 
schen w.staaten kommt auch den deut- 
spiel. irj^derheiten zugute. Zum Bei- 
<ias fje-      . zweimal zogen Deutsche in 
Und in ^Wahlte polnische Parlament ein 
sche $eiK

ests*kirien existieren zwei deut- 
deSreei 

bstVenvaltungskreise. Die Bun- 
heiten        8 hi,ft den deutschen Minder- 

er vielfältige Weise. 

Ü^terhin Starthilfen 
len DP 

gründli kUtS(^hen' die sich aber nach 
die Bün7

er Überlegung entschließen, in 
s'edej   desrepublik Deutschland überzu- 
len. 4 ' ^ollen weiterhin Starthilfen erhal- 
ScHieri   lm Jahre 1994 werden trotz 
aUf ^Under Haushaltslage rd. 4 Mrd. DM 
f(ir Spät      bene an Integrationshilfen 
^taüf   ,ssiedler zur Verfügung gestellt, 
^rtbüd    me' sPracnkurse, berufliche 
% UnnUp8s- "nd Umschulungsmaßnah- 

eM ß^iederungsprogramme: Alle 
^tsch     anmen wurden und werden 
Schließe

en Aussiedlern zuteil, die sich ent- 
{v > nach Deutschland zu kommen. 

INdesr  ^at die Anssiedlerpolitik der 
achde C8l®run8 flankierend unterstützt. 

^»ed?1 die Bundesregierung einen 
Jjng jm Beauftragten der Bundesregie- 

'   ü/CSi Fe 1988 ernannte' hat d'e ]% |<w   .Bundestagsfraktion im Früh- 
8eset2t ry me Aussiedlerbeauftragte ein- 
^ftragt   

,e Berufung einer Aussiedlerbe- 
ern ejn 2 ?etzte einerseits den Aussied- 
'Sts urf10"611 von seiten des Parla- 
\ '*eren A ^    'nnen andererseits einen 
K e Anf      prechPai*ner, der sich für 
Suft  

,e8en verwendet. Die Aussiedler- 
na,ction

8p der CDU/CSU-Bundestags- 
^ ein  ffda DemP*olf, hat in der 

lCrt" so h     ,e,zahl von Aktivitäten initi- 
Nder,^

nannten alle Landtagsfraktio- 
S fläch ni0n Auss>edlerbeauftragte; 

*n<le A  "deckend haben die Kreisver- 
Uss»edlerbeauftragte berufen. 

Diese arbeiten mit den Parlamentariern 
in den Landtagen, Kreistagen und 
Gemeinderäten aktiv für die Integration 
von Aussiedlern in der Bundesrepublik 
Deutschland. In vorbildlicher Weise 
kümmern sich Aussiedlerbeauftragte 
ehrenamtlich um Aussiedlerfamilien, 
indem sie mit ihnen gemeinsam Behör- 
dengänge erledigen und Kontakte zu 
Unternehmen und Betrieben knüpfen. 
Auch die Vereinigungen der CDU gehen 
auf die neuen Bundesbürger zu. So wur- 
den in vielen Kreisverbänden Zielgrup- 
penveranstaltungen mit Aussiedlern 
durchgeführt, die in Seminarform über 
die freiheitliche Grundordnung der Bun- 
desrepublik Deutschland, über unser 
Sozialsystem und zu weiteren wichtigen 
Themen informieren. Durch diese Viel- 
zahl von Aktivitäten beweist die CDU 
ihre Solidarität mit den Spätaussiedlern! 

Günstige Altersstruktur  

Aussiedler sind ein Gewinn für unser 
Land. Aussiedler, die überwiegend mit 
jungen Familien mit Kindern in die Bun- 
desrepublik Deutschland einreisen, tra- 
gen zu einer ausgeglichenen Bevölke- 
rungsstruktur bei. Ihre günstige Alters- 
struktur trägt dazu bei, daß unser soziales 
System sicher bleibt. Ihre speziellen 
handwerklichen Fähigkeiten helfen. Die 
Traditionen und das Brauchtum der Spät- 
aussiedler bereichern unsere Kultur! 

Personalie 
Die Richterin am Bundessozialgericht 
Renate Jäger ist am 18. März vom Bundes- 
rat einstimmig zur Richterin im Ersten Senat 
des Bundesverfassungsgerichts in Karls- 
ruhe gewählt worden. Sie folgt damit Pro- 
fessor Dr. Thomas Dieterich im Amt nach, 
der vor kurzem zum Präsidenten des Bun- 
desarbeitsgerichts in Kassel ernannt wurde. 
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Mailboxen: Geschwindigkeit ist 
mit PLENUM keine Hexerei metf 
Eine der vielen Telefonleitungen, die 
auf dem 5. Parteitag der CDU in 
Hamburg genutzt wurden, war fast 
dauernd belegt. Allerdings wurde an 
beiden Enden kein Wort gesprochen, 
und dennoch fand eine lebhafte Kom- 
munikation statt. 

Des Rätsels Lösung: Der CDU-Kreisver- 
band Reutlingen präsentierte den Partei- 
tagsdelegierten sein Mailbox-Projekt 
PLENUM, das seit Mitte letzten Jahres in 
der deutschen Mailbox-Szene für 
Gesprächsstoff sorgt. PLENUM ist die 
erste und einzige Mailbox der CDU in 
der Bundesrepublik. 
Das System ist sehr einfach und dem 
Datex-J (früher BTX) der Telekom ähn- 
lich. Ob Datex-J oder Mailbox, beide 
Systeme verlangen die gleichen techni- 
schen Voraussetzungen: Computer, 
Modem und Telefon. Der Unterschied 
liegt im Angebot. Während Datex-J fast 
ausschließlich kommerziell orientiert ist, 
findet man in Mailboxen kaum Werbung. 
Der inhaltliche Schwerpunkt liegt auf 
aktuellen Informationen zu den verschie- 
densten Themenbereichen und auf der 
Kommunikation der Mailbox-Nutzer 
untereinander. Kein Wunder also, daß 
sich vor allem junge Menschen immer 
mehr für dieses interaktive Kommunika- 
tionsmedium begeistern. 
Vor dem Hintergrund dieser Überlegung 
hat der CDU-Kreisverband Reutlingen 
seine Mailbox PLENUM aufgebaut. 
Anfangs war es ein Experiment. Inzwi- 
schen ist es die vielgefragte Mailbox, von 
der man weiß, daß hier die neuesten 
Informationen der CDU zu finden sind. 
Die Rede des Bundeskanzlers auf dem 
Hamburger Parteitag konnte schon nach 

wenigen Stunden im vollen Wortlp^ „; 
der PLENUM gelesen werden. Ni<* 
Parteifreunde haben sich am selben 
Abend noch diese Rede per Datenfe 
Übertragung in ihren eigenen ComP. $ 
geholt, um sie in Ruhe nachlesen zu   jj 
nen. Die Schnelligkeit der Inform»11 

Trumpf in den Mailboxen. Auch u p 
ralsekretär Peter Hintze sah auf de*1, 
teitagsstand der PLENUM seine z* ^ 
Stunden zuvor gehaltene Rede ebe 
bereits im PLENUM-Computer. 

Im 24-Stunden-Betrieb hat di« 
PLENUM inzwischen über 8 ^ 
den Auslastungszeit erreicht»   .^f 
halb die Reutlinger CDU t#** \ 
aufrüsten mußte. Inzwischen *• ^ 
man die Mailbox über drei *fL*\l 
leitungen (Tel.-Nr. 07121/3**^ 
und Tel.-Nr. 07121/931467 j* 
eine schnelle ISDN-Leitung»    • 
Nr.: 07121/931466 X75T) «rr 

chen. ,A 

Trotz dieser hohen Auslastung, ^\^ 
halb weniger Monate erreicht wor A 
ohne auch nur eine Mark in Wert» |jk 

investieren, wird PLENUM ehren*^ 
betrieben. Die Datenübertragung8.:^, 
gänge sind weitestgehend autorn3 u$ 
Täglich kommen die neuesten 
ten an und werden vollautomatisc .^ 
verschiedenen Themenbretter ein8• .# 
Die Nachrichten und Pressemitte1 

der CDU-Bundespartei z. B. könnet 
i. d. R. schon gelesen werden, bev ^ 
Zeitungen sie gedruckt haben. un 
hat den vollen Wortlaut! - 
Was den PLENUM-VerantwortH<*. $ 
von Anfang an wichtig ersc^'en'_„rti & 
Meinungsaustausch mit den Nutz^ 
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letini
0

h
x- Die Nachrichten der CDU sol- 

öber H ln"r 8e,esen> es soU auch dar" 
Wii| . lskut»ert werden. Jeder der dies 

Vni,a cn 'n der PLENUM zu Jedem 

daß a Stellung nehmen. Öffentlich, so 
'ntwort   andere PLENUM-Teilnehmer 
^rekt Cn     nnen' oder auch ganz privat, 

an uns in der CDU. In der PLE- 

P, *r das Mailbox-Projekt 
VerK   UM des CDU-Kreis- 
<^sReutlingen 

^Dtj.jf^^ht man so nicht nur den 
8an^,p,sverband Reutlingen. Eine 
abge*

e,he von Bundes- und Landtags- 
Maiijj   n.eten machen in der Reutlinger 
Greift e

X 11zwiscnen mit und sind über sie 
^ttyJ^fchbar. Eine kleine Auswahl, 

^ man über PLENUM Verbin- 
aufnehmenkann: 

eneralsekretär Peter Hintze 
^lsterPräsident Erwin Teufel 
Bun A ^ifer, Staatsminister beim 

% H
U

e
nde*anzler 

von R nn Scnaufler, Verkehrsminister 
% Go     den-Württemberg 

C[)i I fr Oettinger, Vorsitzender der 
tel\b      ndta8sfraktion Baden-Würt- 

'a*lS Rr 
Mittel      88er> Bundesvorsitzender 

* Ho        ndsvereinigung 
^ Q       ''Unk, Europaabgeordneter 

QruUp*P!ter Grotz, MdB „Junge 

berg *     Mauz' MdL Baden-Württem- 

iSberh- 
a   wea üK,naus kann mit einem kleinen 
f? Jeden uer die Bundesgeschäftsstelle 

d  ^ Übe H"deSta8sabgeordneten der 
n- Die/      Mailbox geschrieben wer- 

5j«iut» c*! Serv'ce wird mehr und mehr 
N^M au . bst die Medien, denen PLE- 

ucn immer öfter auffällt, nutzen 

diese Möglichkeit inzwischen. Momentan 
wird dabei zwar eher noch die Geschwin- 
digkeit getestet, mit der unsere Mandats- 
träger auf Mitteilungen über dieses 
schnelle Medium reagieren. Aber genau 
dies ist auch im Sinne der Verantwortli- 
chen. Sie wollen beweisen, daß die viel 
beschriebene Ferne der Politiker von 
allem und jedem spätestens seit PLE- 
NUM Lügen gestraft wird. 

Auch für parteiinterne Informationen, 
die jetzt in Wahlkampfzeiten mit keiner 
anderen Art der Übertragung schneller 
verteilt werden könnten, ist die PLE- 
NUM ideal. Zwar gibt es nach wie vor 
das Fax-Gerät. Aber am Beispiel der 
Rede von Helmut Kohl in Hamburg zeigt 
sich der Unterschied: Eine Rede von über 
zwanzig Seiten Länge braucht auch über 
Fax seine Zeit. Mit der Mailbox dauert 
das Sekunden, und die Rede kann sofort 
im Computer weiterbearbeitet werden. 
Wichtige Stellen können deutlich hervor- 
gehoben, auf CDU-Papier sauber ausge- 
druckt werden. Viele Möglichkeiten sind 
denkbar. 

Täglich werden es mehr 

PLENUM ist den Kinderschuhen in Win- 
deseile entwachsen. Ca. 1 Million poten- 
tielle Nutzer in Deutschland können jetzt 
schon erreicht werden, und täglich wer- 
den es mehr. 

Amerika, dessen Präsident und Vizepräsi- 
dent eigene Mitarbeiterstäbe zur Beant- 
wortung der Mailbox-Post haben (die bei- 
den könnte man z. B. auch über PLE- 
NUM anschreiben), läßt auch hier grü- 
ßen. Kein Wunder, daß die Verantwortli- 
chen im Reutlinger CDU-Kreisverband, 
Kreisgeschäftsführer Patric Paris und der 
Reutlinger Stadtverbandsvorsitzende 
Klaus-Peter Barthold, sich mehr Kreis- 
verbände der CDU wünschen, die eine 
solche Mailbox einrichten. • 
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Christoph Bergner 
führt Landesliste an 
Der sachsen-anhaltinische Minister- 
präsident Christoph Bergner wurde 
auf der Landesvertreterversammlung 
der CDU Sachsen-Anhalt zum Spit- 
zenkandidaten für die am 26. Juni 
anstehenden Landtagswahlen gewählt. 

Auf Platz 2 wählten die 100 Vertreter in 
der Nähe von Köthen den aus der Börde 
stammenden Bauminister und CDU-Lan- 
desvorsitzenden Karl Heinz Daehre. Auf 
den weiteren Plätzen der Landesliste für 
die Landtagswahlen folgen die Landwirt- 

Karl-Helnz Daehre Christoph Bergner 

Schaftsministerin Petra Wernicke, der 
CDU-Fraktionsvorsitzende Jürgen Scharf 
aus Magdeburg und der Landtagspräsi- 
dent Klaus Kleitel aus Halle sowie der 
Justiz- und Innenminister Walter Rem- 
mers. Auch Kultusminister Reiner 
Schomburg, Finanzminister Joachim 
Kupfer sowie Arbeits- und Sozialminister 
Wolfgang Böhmer erhielten aussichtsrei- 
che Listenplätze. 
Der europapolitische Sprecher der CDU- 
Landtagsfraktion Horst Schnellhardt 
führt die Landesliste für die Wahlen zum 
Europäischen Parlament am 12. Juni an. 
Die drei Bundestagsabgeordneten Man- 
fred Lischewski, Hartmut Büttner und 
Clemens Schwalbe wurden ebenfalls wie- 
der für den Deutschen Bundestag nomi- 
niert. Gefolgt von Hartmut Perschau, 
Ulrich Petzold, Monika Brudlewsky, Rei- 
ner Kriziskewitz und der Landesvorsitzen- 
den der Frauen-Union, Sabine Klenke. 

• Helmut Kohl: Der Kurs0 

CDU. Reden und Beitrag 
des Bundesvorsitzende" 

Die Reden Helmut Kohls als C^ 
Vorsitzenden sind keine verj» 

ten Regierungserklärungen wie 
manchen seiner Vorgänger, son 
christlich demokratische Ortsbes 
mungen, die wichtige Stationen 
Entwicklung der CDU markieren- 
So enthält dieses Buch so w'chtlL 
Stationen wie z. B. die Rede voit   -f 
21. Bundesparteitag der CDU W[j 
Bonn, auf dem H. Kohl mit 86,6 Jjj 
zum Vorsitzenden der CDU 9eWagt3 
wurde. Für eine weitere wichtig• ^ 
tion steht die Rede vor dem 31-  ^ 
1983 in Köln, dem ersten BPT n»c ^ 
die CDU/CSU am 6. März 1983 m 
Prozent gewählt wurde. 15 Japr%l.' 
Opposition waren beendet. ^°e^ 
10 Jahre später im Rahmen der 
sion um den Wirtschaftsstandon. 
Deutschland spricht H. Kohl aujf   j(l 
Bildungspolitischen Kongreß iy^ 
Wiesbaden. J 
Diese Zusammenstellung dokü^j- 
die Leistung Helmut Kohls als 
Vorsitzenden und Erneuerers der' 

^ 
tei über zwei Jahrzehnte hinweg 
zeigt zugleich, welche Anziehunö 
und Wirkung von seinen Reden 
geht. ,f, 

Wir freuen uns deshalb." 
dieses Buch, das auch «^ 
Stück Geschichte der C^J 
stellt, zum Sonderpreis - ^ 
34, — zzgl. MwSt. und V 
anbieten zu können. 

Bestellungen bitte ausschließ"^ 
dem abgebildeten Sonder-Bes 
schein. 

t» 



Bgsteilschein 
• Der Kurs der CDU 

*£U:Bundesgeschäftsstelle 
**• Information 
"6rm Geiser 
hr'6clrich-Ebert-Allee 73-75 

53ll3Bonn 

Ja, ich bestelle: 

UiD 10/1994  • Seite 33 

Kmtvwtands-Nr. 

\-Z72 

Helmut Kohl 

Der Kurs der CDU 

Reden und Beiträge 
des Bundesvoi sitzenden 

Herausgegeben von 
Peter Hintze und Gerd Langguth 

DVAi 

 Exp.     "Helmut Kohl, Der Kurs der CDU" 
5 Expl.) Reden und Beiträge des Bundesvorsitzenden von 1973 -1993 

zum Preis von DM 34,- /je Expl. zzgl. MwSt. und Versand 

um, 
Unterschrift 
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Auch diesmal wieder Fußball-WM-Kalender 
In bewährter Form, handlich und 
praktisch, möchten wir Ihnen auch 

bei dieser Fußball-Weltmeisterschaft 
einen Kalender als Verteilmittel in 
den kommenden Wahlkämpfen zur 
Verfügung stellen. Er ist ein nützli- 
cher WM-Begleiter für jeden Fuß- 
ball-Fan. Er enthält alle Spielpaarun- 
gen, Termine und Fernsehzeiten. Die 
einzelnen Spielergebnisse können 
Fußballfans selber in Tabellen eintra- 
gen. 
Damit Sie in Ihrem Verband den Fuß- 
ball-WM-Kalender optimal verteilen 
können, hier einige Vorschläge: 

• Gemeinsamer Fernsehabend 
Fußball im Fernsehen ist mit mehre- 
ren Personen wesentlich interessan- 
ter. Laden Sie Ihre Nachbarn zum 
Fußballspiel ein und verteilen Sie 
den Fußball-WM-Kalender. Nach 
dem Spiel darf die Politik nicht zu 
kurz kommen. 

• CDU-Fußballfest 
Auf dem Marktplatz werden die 
wichtigsten Spiele auf einer großen 
Leinwand übertragen. Vorher eine 
Polit-Talkshow mit verschiedenen 
Politikern. Info-Stand und Versor- 
gung mit Getränken dürfen nicht 
fehlen. 

• CDU aktiv in Sportvereinen 
Der Fußball-WM-Kalender sollte in 
Turnhallen, Tenniszentren und 

Sportplätzen ausgelegt werde*1' 
denen sich tagsüber und abe,l||, 
viele Sportler aufhalten. Die CV « 
Ortsverbände sollten ihren Fuß 

vereinen genügend Kalender z 
Verfügung stellen und beim Ve 

Aktionen zur Fußball- 

Weltmeisterschaft 

einer Eintrittskarte jedem Fuß" 
einen Kalender aushändigen- 

list*; 

• Canvassing vor 
Fußballstadien 
Der Fußball-WM-Kalender soHj* 
großen Spielen vor den Fußb* J 
dien (Bundesliga oder Amateu 

liga) verteilt werden. 

• CDU-Fußballturnier ([ 

Der CDU-Ortsverband veranfl/ 
selbst ein Fußballturnier mit M  ,, 
schaffen aus verschiedenen    ^ 
nen des Ortes. Als Gastgescn 
wird ein CDU-Lederfußball ^°e 

reicht. 

• CDU-Torwandschießen 

Bei einem CDU-Sommerfest ° j 
anderen Canvassingveransta' 
sollte ein Torwandschießen m1 j 
einem CDU-Lederfußball an9el 

werden. 
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Fußbal|-Weltmeisterschaft 
USA * 17. Juni bis 17. Juli 1994 

WyRLD.CUP 

S'C»GR IM DIE ZUKUNFT 

CDU 

• Lederfußball 
Bestell-Nr.: 9614 
Verpackungseinheit: 1 Ball 
Preis je Ball: 25,80 DM 

• WM-Kalender 
Bestell-Nr: 2764 
Verpackungseinheit. 500 Expl. 
Preis je 500 Expl.: 35, — DM 

• CDU-Fanschal 
Fußball-WM 94. Natürlich mit dem 
Fanschal der CDU in den Nationalfar- 
ben (Schwarz-Rot-Gold). Doch auch 
bei anderen nationalen Sportereignis- 
sen sollte dieser Schal immer dabei 
sein. Zeigen Sie Flagge für ein star- 
kes Deutschland in einem starken 
Europa. 
Bestell-Nr.: 9362 
Verpackungseinheit: 5 Expl. 
Preis je 5 Expl.: 47,25 DM 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Neu in unserem Angebot: Euro-Bleistift 

B   CDU   <****» CDÜ 

Verteilen Sie diesen Bleistift zusammen mit dem CDU-WM- 
Kalender, dann können Sie vor dem Spiel Ihren Tip eintragen 
und nach dem Spiel den Tip ggf. ausradieren und durch das 
Spiel-Ergebnis ersetzen. 
Bestell-Nr.: 9588 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 26, — DM 

Bestellung^ 
an: 

IS-Versand- 

zentrum 

Postfach 11 & 

33759 Verstf°|cl 

Fax 
(05423) 4152^ 

Preise 
zuzüglich 
MwSt. 
inklusive 
Versand 

10/1994 

UNION IN DEUTSCHLAND — Informationsdie^ 
Christlich Demokratischen Union Deutsc^f; 
Für den Inhalt verantwortlich: Axel König. BetJ 53I1* 
Ernst-Jörg Neuper, Konrad-Adenauer-Haus. $ 
Bonn, Telefon (02 28) 54 40, Verlag: Union Be f* 
GmbH, Friedrich-Ebert-Allee 73-75, 53113 B°?'M\& 
(0228) 5307-0, Telefax (0228) 5307-118/119- v» «£ 
Tel. (02 28) 544-421. Verlagsleitung: Bernd pr°^0Z 
Bankverbindung: Sparkasse Bonn, Konto Nr. '-*$•$ 
(BLZ 38050000), Postgirokonto Köln Nr. 193'» pM 
(BLZ 37010050). Abonnementspreis jährlich 5Z/,er|a95 

Einzelpreis 1,50 DM. Herstellung: wA Vereinigte v 

anstalten GmbH, Düsseldorf. 


